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Einleitung 

Wähler:innen der Alternative für Deutschland (AfD) haben deutlich häufiger das Gefühl, gesellschaft-

lich benachteiligt zu sein oder ungerecht behandelt zu werden. Interessanterweise gilt das für alle 

sozialen Lagen, unabhängig vom Einkommen und Bildungsstand (Bergmann et al. 2017). Das ist 

grundsätzlich keine neue Erkenntnis: relative Deprivation – so der sozialpsychologische Begriff – wird 

schon seit Jahrzehnten als ein wesentlicher Einflussfaktor auf die Ausbildung rechtsradikaler Orientie-

rungen diskutiert (Pettigrew 2002). Aber obwohl der relativen sozialen Lage zu anderen Gruppen eine 

entscheidende Rolle zukommt, wurde bisher nicht systematisch untersucht, auf welche normativen 

Überlegungen und Vorstellungen einer gerechten gesellschaftlichen Ordnung sich rechtsorientiere 

Menschen berufen, um jenen relativen Ansprüchen Ausdruck zu verleihen und sie zu rechtfertigen. 

Der Beitrag möchte daher einen Vorschlag unterbreiten, wie die normativen Hintergründe in der 

Unterstützung der AfD systematischer erfasst werden können und ausgehend von bisherigen Unter-

suchungen darstellen, worin diese bestehen. Das wird in drei Schritten erfolgen: Anfangs wird rekon-

struiert, welche Hinweise sich in bisherigen Studien auf normative Aspekte in der Motivbildung für die 

AfD-Wahl finden lassen. Dabei liegt das Hauptaugenmerk auf zwei Ausprägungen: auf Ungerechtig-

keitsempfindungen und auf dem Eindruck, dass ein gesellschaftliches Ordnungsgefüge zerfällt. An-

schließend wird mit Luc Boltanskis Soziologie der Kritik ein theoretischer Rahmen vorgestellt, in dem 

diese Beobachtungen systematischer formuliert werden können. Im dritten und abschließenden Teil 

wird schließlich eine Synthese versucht und mit Bezug auf qualitative Studien dargestellt, welche nor-

mativen Prinzipien AfD-Anhänger:innen als gestört wahrnehmen. 

Ungerechtigkeitsempfinden in der AfD-Wähler:innenschaft 

In den meisten Studien wird übereinstimmend angenommen, dass unter den Motiven für die Wahl 

der AfD das Bedrohungserleben infolge gesellschaftlichen Wandels einen bedeutenden Stellenwert 
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einnimmt. Oftmals wird das mit Globalisierungsprozessen in Zusammenhang gebracht und die Wahl 

der AfD als eine defensive Reaktion derjenigen verstanden, die sich selbst als Verlierer:innen der Glo-

balisierung sehen: etwa die Industriearbeiter:innenschaft, untere Bildungsabschlüsse aber auch 

schlicht konservativ eingestellte Personengruppen. Meist steht dabei die Frage nach den konkreten 

Aspekten der Wandlungsprozesse, die als problematisch wahrgenommen werden, im Vordergrund – 

ökonomische Wandlungsprozesse (Manow 2018), kulturelle (Inglehard, Norris 2019) und/oder politi-

sche (Jörke, Nachtwey 2017; Patzelt 2018). Aber ganz unabhängig davon, in welcher Dimension die 

Benachteiligung befürchtet wird, AfD-Wähler:innen scheinen grundsätzlich den Eindruck zu haben, im 

Vergleich zu anderen schlechter dran zu sein (Hilmer et al. 2017; Krause 2020; Lux 2018; Pickel 2019). 

Diese Benachteiligung macht sich insbesondere gegenüber solchen Gruppen bemerkbar, die bisher 

als Statusunterlegen wahrgenommen wurden, wie etwa Frauen oder Geflüchtete. 

Interessanterweise bezieht sich diese Angst nicht unbedingt auf einen aktuell erlebten Abstieg, 

sondern auch auf einen für die Zukunft antizipierten. Auch wenn etwa die Arbeitsplatzsituation im 

Moment noch als zufriedenstellend wahrgenommen wird, haben Anhänger:innen der AfD eher das 

Gefühl, dass sie diesen Status bald verlieren könnten (Bergmann et al. 2017; Hilmer et al. 2017; 

Kohlrausch 2018). Dieser Pessimismus zeigt sich besonders bezogen auf das eigene Alter – also für die 

Rente – aber auch auf die eigenen Kinder. Es wird erwartet, dass es den Kindern schlechter gehen wird 

als einem selbst. Auch im kulturellen Bereich zeigt sich ein ähnliches Bild: Obwohl im Osten Deutsch-

lands der Anteil von Menschen mit Migrationshintergrund deutlich geringer ist als in den westdeut-

schen Bundesländern, ist hier die Angst vor Migration deutlich ausgeprägter (Bergmann et al. 2017). 

Wenn aber negative Veränderungen erst für die Zukunft erwartet werden, worin besteht dann die 

Benachteiligungserfahrung, die bereits jetzt wahrgenommen wird? 

Einen Hinweis auf eine mögliche Antwort findet sich in einigen anderen Eigenheiten der AfD-

Wähler:innenschaft. Der Pessimismus ist vielfach mit der Annahme verbunden, dass ein gesellschaftli-

ches Ordnungsgefüge bedroht ist – oder illegitim zu werden droht. Neben dem allgemeinen und os-

tentativen Misstrauen rechtsorientierter Wähler:innen gegenüber öffentlichen Institutionen (Decker et 

al. 2020) macht sich das etwa in Vereinzelungstendenzen bemerkbar. AfD-Wähler:innen haben über-

durchschnittlich oft den Eindruck, in der Bewältigung von Herausforderungen, die sich in ihrem Leben 

stellen, zunehmend auf sich allein gestellt zu sein (Müller-Hilmer, Gagné 2018). Dieses Gefühl ist wie-

derum im Osten besonders ausgeprägt (Rösel, Samartzidis 2018). Ergänzt wird das durch eine diffuse 

Angst vor dem Verlust der deutschen Kultur und Identität (Pickel 2019). Diese drei Aspekte – Misstrau-

en gegenüber Institutionen, Vereinzelungstendenzen und Verlust der Kultur – lassen sich als eine 

wahrgenommene Desintegration einer gemeinschaftlichen Ordnung zusammenfassen. In diesem 

Zusammenhang findet sich oftmals auch ein nostalgische Tendenz unter Anhänger:innen rechtspopu-

listischer Parteien, die im Zusammenspiel mit der gefühlten Benachteiligung als „nostalgic deprivation“ 

(Gest et al. 2018) bezeichnet werden kann. 

Es lässt sich daher vermuten, dass die für die Zukunft erwartete Benachteiligung auf eine schon 

jetzt erfahrene Veränderung in der normativen Struktur der Gesellschaft zurückgeht, die als Zerfall 

einer vertrauten Sozialordnung erlebt wird. 

Zur normativen Struktur sozialer Handlungskontexte 

Mithilfe der Soziologie der Kritik von Luc Boltanski soll nun versucht werden, diesen eher schlaglichtar-

tigen Hinweisen auf normative Aspekte in der Motivbildung für die AfD-Wahl eine kohärentere theore-
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tische Gestalt zu geben. Boltanski geht in seiner zusammen mit Laurent Thévenot entwickelten Theo-

rie (Boltanski, Thévenot 2014) davon aus, dass soziale Handlungssituationen durch normative Ord-

nungen strukturiert werden, die sie Gemeinwesen nennen. Der Zweck dieser normativen Ordnungen 

ist es, den Status von Handlungen und Akteur:innen festzulegen und so soziale Interaktionen zu koor-

dinieren. Diese Gemeinwesen variieren je nach sozialem Feld. So ist etwa das industrielle Arbeits-

regime anders normativ strukturiert als das Familienleben oder die Marktsphäre. In allen Fällen stellen 

die normativen Ordnungen aber ein System von Differenzen bzw. Ungleichheiten dar, durch das 

Akteur:innen ein spezifischer Platz im sozialen Miteinander zugewiesen wird. Legitimiert werden die 

Differenzen in Status, Ansehen und Bedeutung durch ein sogenanntes Äquivalenzprinzip. In einem 

meritokratischen System ist, um ein Beispiel zu geben, Leistung das Äquivalenzprinzip: Differenzen im 

Status und Ansehen werden damit gerechtfertigt, dass sie auf unterschiedliche Leistungsniveaus zu-

rückgeführt werden. 

Umgekehrt heißt das aber auch, dass Ungerechtigkeitsempfindungen dann entstehen, wenn der 

Status von Personen nicht mit dem jeweils geltenden Äquivalenzprinzip erklärt werden kann. Dabei 

kann man zwischen einem eher einfachen Fall von Ungerechtigkeit und einem komplexen Fall unter-

scheiden. Im einfachen Fall hat lediglich eine Person einen falschen Status inne – etwa, wenn sich her-

ausstellt, dass ein Angestellter sein Hochschulzeugnis gefälscht hat und damit formal nicht für die 

Position qualifiziert ist, die er aktuell bekleidet. In diesem Fall lässt sich die Ordnung wieder herstellen, 

indem die Person entlassen wird. Wenn nun aber solche Störungen gehäuft auftreten, bedrohen sie 

außerdem die Glaubwürdigkeit des sozialen Ordnungsgefüges oder anders gesagt: die Legitimität des 

jeweiligen Gemeinwesens. Wenn sich etwa herausstellt, dass das gesamte Leitungspersonal einer 

Firma nicht die entsprechenden Qualifikationen vorzuweisen hat und nur deswegen in die Position 

gekommen ist, weil es mit der Geschäftsführung verwandt ist, stellt sich die Frage, ob die Statusdiffe-

renzen im Unternehmen wirklich durch Qualifikation und Leistung zustande kommen – oder durch ein 

anderes Prinzip wie etwa verwandtschaftliche Nähe strukturiert werden. Damit wird das soziale Ord-

nungsgefüge als Ganzes normativ erschüttert. 

Folgt man dem so weit, so lässt sich vermuten, dass unter Anhänger:innen der AfD der komplexere 

Fall vorliegt, nämlich ein Gefühl, dass die soziale Ordnung selbst durch den Einzug neuer Äquivalenz-

prinzipien illegitim zu werden droht. Die nostalgische Orientierung, das Gefühl nicht mehr legitimer-

weise Unterstützung einfordern zu können aber auch die Angst vor dem Verlust der deutschen Kultur 

deuten darauf hin. Das lässt sich als Verlust normativer Selbstverständlichkeit beschreiben, da in Situ-

ationen sozialen Wandels die zuvor als selbstverständlich wahrgenommenen Kategorien, mit denen 

Menschen ihren Platz in der gesellschaftlichen Ordnung bestimmt oder an der sie sich in ihrer Lebens-

führung orientiert haben, problematisch geworden sind. Die Folgen davon sind vielfältig. So steht ei-

nerseits die an diesen Prinzipien orientierte Lebensführung gewissermaßen vor einem Legitimations-

problem. Andererseits wird es so auch schwieriger, eigene politische Interessen zur Anerkennung zu 

bringen, da die bisher in Anspruch genommenen Äquivalenzprinzipien an Geltung verloren haben. 

Möglicherweise gehen hierauf die Eindrücke zurück, dass die Politik nicht mehr responsiv genug ist 

und daher für die Zukunft mit Schlechterem zu rechnen ist. 

In Situationen wahrgenommener Ungerechtigkeit können Menschen allerdings – so Boltanski – die 

verletzten Prinzipien wieder zur Geltung bringen, indem sie Kritik üben. Dabei müssen sich die Kriti-

ker:innen in der sozialen Situation in der ein oder anderen Weise auf die Prinzipien berufen, die sie als 

gestört wahrnehmen, um darzustellen, was das Problem ist und zu umreißen, was die eigentliche 

Ordnung der Dinge wäre. Das heißt in dem hier behandelten Fall, dass sich in der Kritik der AfD-

Anhänger:innen jene normativen Referenzkategorien rekonstruieren lassen müssen, die sie als gestört 
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wahrnehmen. Das wird abschließend noch einmal im Hinblick auf die ökonomischen und kulturellen 

Dimensionen der Bedrohungsgefühle versucht. 

Normative Bedrohungslagen im Elektorat der AfD 

Unter den Faktoren, die die AfD-Wahl begünstigen, sind wahrscheinlich die ökonomischen Aspekte am 

besten untersucht. Hierzu finden sich sowohl größere sozialstrukturelle Untersuchungen als auch 

qualitative Forschungsansätze, etwa in der Arbeitssoziologie. Gerade letztere geben deutliche Hinwei-

se darauf, dass in den letzten Jahren durch den strukturellen Wandel des Arbeitsmarktes ein Gefühl 

von Leistungsgerechtigkeit erschüttert wurde – etwa durch Entwertung einfacher und mittlerer Bil-

dungsabschlüsse, Verlust von Arbeitsplatzsicherheit und eingeschränkten Aufstiegschancen (Dörre 

2019; Dörre et al. 2018; Dörre et al. 2011; Menz, Nies 2019). Abhängig von der sozialen Lage drückt 

sich diese Wahrnehmung in zwei Gestalten aus (Sthamer 2018): Einerseits ist das Gefühl verbreitet, 

dass kein sozialer Aufstieg mehr möglich ist und prekäre Verhältnisse sich verhärten – davon sind 

besonders untere Einkommen betroffen. Andererseits haben aber auch Personen mit mittleren Ein-

kommen den Eindruck, dass der soziale Abstieg für sie wahrscheinlicher ist als der Aufstieg. Hier 

herrscht ein Gefühl von „nichtnormaler Normalität“ vor (Hürtgen, Voswinkel 2014). Im Elektorat der 

AfD sind nicht überraschend untere und mittlere Einkommen überrepräsentiert (Bergmann et al. 

2017; Brenke, Kritikos 2017; Pickel 2019). 

Aus diesen Hinweisen lässt sich ableiten, dass AfD-Anhänger:innen den Eindruck haben, dass so 

etwas wie ein Leistungsprinzip gefährdet ist und soziale Teilhabe nicht mehr auf Basis eigener berufli-

cher Leistungsbereitschaft eingefordert werden kann.1 Aber warum wird dann die AfD gewählt und 

nicht eine andere Partei, etwa die Linke? Allein ökonomische Gründe sind hierfür nicht ausreichend, 

auch wenn sie in Form der Forderung von Leistungsgerechtigkeit auftreten. 

In der Erklärung des Rechtspopulismus wird daher oft ebenfalls auf soziokulturelle Aspekte verwie-

sen. Hier lautet die Grundannahme, dass gesellschaftliche Liberalisierungsprozesse traditionelle Mo-

delle der Lebensführung entwertet haben und an ihre Stelle ein liberaler, urbaner Lebens- und Kons-

umstil getreten ist (Inglehard, Norris 2019; Inglehart, Norris 2016). Allerdings muss mit Blick auf die 

Studienlage einschränkend gesagt werden, dass die Entwertung der eigenen Lebensführung nicht so 

sehr durch urbane Lebensformen befürchtet wird (Biskamp 2020). Der kulturelle Kernkonflikt ent-

spinnt sich vorwiegend an der Frage der Migration und an der Stellung des Islams (Pickel 2019). Es 

geht hier also nicht um einen Statuskampf zwischen Kosmopolit:innen und Kommunitarist:innen 

(Koopmans, Zürn 2019; Merkel 2017), sondern vor allem um die Frage, welchen Status kulturelle 

Außenseiter:innengruppen innehaben sollen. Wenn die kulturelle Bedrohung also durch Mig-

rant:innen entsteht, dann lässt sich daraus hypothetisch ableiten, dass im kulturellen Bereich so etwas 

wie ein Konformitätsprinzip bedroht ist, das Insidern und Etablierten Prämien verspricht. Dieses Kon-

formitätsprinzip spielt in die Wahrnehmung des Leistungsprinzips hinein. So wirkt sich die ökonomi-

sche Bedrohung vor allem dann auf die Wahl der AfD aus, wenn zugleich Migration abgelehnt wird 

(Lengfeld, Dilger 2018). 

Vor diesem Hintergrund lässt sich vermuten, dass es etwa die Aufnahme und soziale Unterstützung 

von Geflüchteten ist, die von AfD-Anhänger:innen als Beleg für die Verletzung des Leistungsprinzips 

                                                           
1  Damit ist nicht gesagt, dass die sozialen Statusunterschiede tatsächlich durch Leistung entstehen, lediglich, dass diese 

als durch Leistung legitimiert verstanden werden. 
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gesehen wird. Dabei handelt es sich aber nicht um einen „realistischen Gruppenkonflikt“ (Sherif et al. 

1988), bei dem zwei Gruppen um knappe Ressourcen – etwa Arbeitsplätze – konkurrieren. Wenn die 

hier entwickelten Annahmen zutreffen, dann wird vielmehr eine Statusordnung als verletzt angese-

hen, auf deren Basis Prämien und Schutz für Insider eingefordert werden können. Dieses Motiv findet 

sich in der öffentlichen Auseinandersetzung vor allem in zwei Formen: Einerseits, indem Migrant:innen 

als weniger Leistungsfähig erklärt werden – das würde Statusunterschiede naturalisieren. Oder, ande-

rerseits, indem davon die Rede ist, dass nicht alle versorgt werden können und daher in erster Linie 

Insider Ansprüche haben sollten. Hinweise darauf finden sich etwa in Arlie Russell Hochschilds (2018) 

Untersuchung von Tea-Party-Anhänger:innen oder in den Arbeiten der Gruppe um Klaus Dörre (Dörre 

et al. 2018). Grundsätzlich wären hier aber mehr Studien wünschenswert. 

Fazit 

Der Beitrag hat versucht, eine Erklärung dafür zu geben, was die unterschiedlichen Bedrohungslagen 

in der AfD-Wähler:innenschaft eint. AfD-Anhänger:innen, so wurde thesenhaft vorgetragen, scheinen 

demnach vor allem eine normative Bedrohung zu empfinden, die darauf zurück geht, dass ein zuvor 

als legitim angesehenes System von Statusdifferenzen anscheinend erodiert. Dieses Statussystem 

honoriert Leistung für kulturelle Insider. Der Schutz von Geflüchteten sowie die Aufstiegsperspektiven 

für Menschen mit Migrationshintergrund stellen aus dieser Perspektive den Beweis dafür dar, dass 

sich Leistung nicht mehr lohnt. Diese Erklärung kann auch auf politische Vertretungsansprüche erwei-

tert werden: Auch der Anspruch auf politische Vertretung wird von Insidertum abhängig gemacht.  

Insofern ist die Annahme eines reinen Statuskonflikts, wie etwa von Cornelia Koppetsch (2018) und 

Andreas Reckwitz (2020) formuliert, nicht ausreichend. Status- und Machtdifferenzen, so wurde mit 

Boltanski ausgeführt, werden schließlich durch normative Prinzipien legitimiert. Das Bedrohungserle-

ben, auf das rechtspopulistische Parteien reagieren, liegt damit also nicht allein im individuellen sozia-

len Abstieg, da dieser schließlich auch als legitim oder selbstverschuldet wahrgenommen werden kann 

– oder im Beispiel der AfD-Wähler:innen vielfach gar nicht stattfindet. Das Problem liegt eher darin, 

dass der eigene Status an Selbstverständlichkeit und Einforderbarkeit verliert, da die Grundlage der 

sozialen Statusallokation als illegitim wahrgenommen wird. Es handelt sich hier also nicht um einen 

realistischen Gruppenkonflikt um Status oder Einkommen, sondern um einen Konflikt darüber, ob der 

eigene Status gerechtfertigt ist. 

Um bei Boltanski zu bleiben, wäre es daher lohnenswert, die Äußerungen von Kritik seitens der 

AfD-Anhänger:innen systematischer zu untersuchen. In diesem Beitrag wurden sie vor allem über 

soziologische Studien rekonstruiert, von denen sich nur wenige dezidiert mit normativen Motiven in-

nerhalb der AfD-Wähler:innenschaft auseinandersetzen. Mit einer genaueren Untersuchung wäre 

möglicherweise auch zu klären, welche Schicht- oder Milieudifferenzen es in der Legitimierung sozialer 

Ansprüche gibt. Ebenso wäre systematischer zu untersuchen, wie sich das mit dem politischen Ange-

bot der AfD verbindet und wie das Ungerechtigkeitsempfinden von ihr aufgegriffen wird. Der Beitrag 

konnte das nur andeuten. 
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